
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

RGB §§ 84, 88

a) Handelsvertreter ist nur, wer sich einem Unternehmer 
gegenüber v e r p f l i c h t e t  hat, sich ständig 
um die Vermittlung und den Abschluß von Geschäften für 
diesen zu bemühen.

b) Die Verjährungsvorschrift des § 88 RGB ist auf Schadens­
ersatzansprüche gegen einen Mäkler nicht entsprechend 
anwendbar.

BGH, Urt. v. 18. November 1971 - VII ZR 102/70 OLG Frankfurt (Main)
LG Darmstadt



BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

vir zr io?/7Q ORTEIL Verkündet am
18. November 1971 
Horn,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

der Tf__
mbH & Co, KG, vertreten durch den Geschäftsführer der_ 
persönlich haftenden Gesellschafterin, Dr. Hans ^ GflH^Ifcstraße

Klägerin, Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter Rechtsanwalt Dr.

gegen

den Versicherungskaufmann Paul 
GÄÄstraße 0 ,

Beklagten, Berufungskläger 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.



Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 18. November 1971 unter 
Mitwirkung des Vizepräsidenten des Bundesgerichtshofs 
Glanzmann und der Bundesrichter Rietschel, Erbel, Dr. Vogt 
und Dr. Finke

für Hecht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das 
Urteil des Oberlandesgerichts Frankfurt (Main) 
- 12. Zivilsenat in Darmstadt - vom 
12. Februar 1970 insoweit aufgehoben, als 
es die Klage gegen den Beklagten 
abgewiesen hat.

Im Kostenpunkt wird das Urteil aufgehoben, 
soweit der Klägerin die außergerichtlichen 
Kosten des Beklagten B ^ ^ ^ ^  sowie mehr als 
die Hälfte der Gerichtskosten und ihrer eige­
nen außergerichtlichen Kosten auferlegt worden 
sind.

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zur 
neuen Verhandlung und Entscheidung,auch über 
die Kosten der Revision, an das Berufungsge­
richt zurückverwiesen.
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Tatbestand:

Die Klägerin finanziert u. a. den Kauf von Kraft­
fahrzeugen, Der Beklagte, der Angestellter einer Ver­
sicherungsgesellschaft war, vermittelte mit deren Ein­
verständnis verschiedenen Kreditinstituten Finanzierungs­
aufträge, u. a. auch der Klägerin. Er erhielt dafür eine 
Provision.

Nach den Geschäftsbedingungen der Klägerin hatte der 
Käufer und Darlehensnehmer regelmäßig eine Anzahlung von 
etwa 25 $ des Kaufpreises zu leisten; für den Restkauf­
preis erhielt er das Darlehen. Der Beklagte füllte die 
Finanzierungsanträge aus und ließ sie von den Käufern 
unterschreiben. Nach Zusage der Finanzierung durch die 
Klägerin übergab er dem Verkäufer einen Verrechnungsscheck 
über den jeweiligen Darlehensbetrag. Die Klägerin hatte 
ihm zu diesem Zweck Blankoschecks übergeben.

Im November 1959 und im März I960 nahm der Beklagte 
Finanzierungsanträge des Transportunternehmers B ^ p  in 

und der Firma M ^ p  & Co in R ^ ^ | P  auf, die 
beide Lastwagen bei dem früheren Mitbeklagten G ^ | P  
kauften. Die Anträge enthielten die Angabe eines höheren 
als des vereinbarten Kaufpreises und ferner die Erklärung 
der Käufer, daß etwa ein Viertel des Kaufpreises von 
ihnen angezahlt sei. In Wirklichkeit hatten sie keine 
Anzahlung geleistet. Die Klägerin gewährte B ^ p  ein Dar­
lehen von 28.000 DM und der Firma Co ein solches
von 29.130 DM. Die Darlehensbeträge wurden von dem Beklag­
ten durch Übergabe eines Verrechnungsschecks an GpPfc 
ausgezahlt.
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Beide Finanzierungen wurden alsbald notleidend. Die 
Klägerin erzielte bei dem Verkauf der ihr zur Sicherung 
ihrer Ansprüche übereigneten Fahrzeuge nur Erlöse, die 
ihre Ansprüche bei weitem nicht deckten.

Mit der im April 1965 zugestellten Klage hat sie 
den Beklagten und G^||^ auf Ersatz des ihr entstandenen 
Schadens in Höhe von 29.456,10 DM nebst Zinsen in An­
spruch genommen.

Sie hat behauptet, beide hätten die falschen Angaben 
in den Finanzierungsanträgen abgesprochen, um dadurch den 
Verkauf der Fahrzeuge im eigenen finanziellen Interesse 
zu ermöglichen. Sie - die Klägerin - habe von der Unrich­
tigkeit der Angaben erst Mitte 1962 Kenntnis erhalten.

Die Klage gegen G^H^fcist von beiden Vorinstanzen 
abgewiesen worden. Das Urteil des Berufungsgerichts ist 
insoweit rechtskräftig.

Der Beklagte hat geltend gemacht, er habe die Un­
richtigkeit der Angaben in den Anträgen nicht gekannt, 
auch nicht erkennen können. Ferner hat er die Einrede 
der Verjährung erhoben.

Das Landgericht hat gegen ihn nach dem Klageantrag 
erkannt. Dagegen hat das Oberlandesgericht auch die gegen 
ihn gerichtete Klage abgewiesen.

Mit der Revision verfolgt die Klägerin den Klagean­
trag gegen ihn weiter. Er bittet, die Revision zurückzu­
weisen.



Entscheidungsgründe:

I.

Das Berufungsgericht nimmt zwar an, daß der Beklag­
te seine Sorgfaltspflicht gegenüber der Klägerin ver­
letzt habe. Nach seiner Auffassung greift aber die Ein­
rede der Verjährung durch. Ea geht davon aus, daß der 
Beklagte nach dem unstreitigen Sachverhalt von der Klä­
gerin ständig damit betraut gewesen sei, für sie Finan­
zierungsgeschäfte zu vermitteln, und deshalb als Han­
delsvertreter im Nebenberuf anzusehen sei. Die von der 
Klägerin gegen ihn erhobenen Schadensersatzansprüche 
seien daher gemäß § 88 HGB in vier Jahren, beginnend 
mit dem Schluß des Jahres, in dem sie fällig geworden 
seien, verjährt. Fällig geworden seien sie mit der Be­
willigung der Darlehen durch die Klägerin; schon damit 
sei dieser ein Schaden entstanden, weil eine Forderung 
gegen einen Schuldner, der falsche Angaben gemacht und 
keine Anzahlung geleistet habe, zweifelhafter und damit 
für die Klägerin nachteiliger sei, als eine Forderung 
gegen einen Schuldner, der wahrheitsgemäße Angaben ge­
macht und eine Anzahlung von 1/4 des Kaufpreises ge­
leistet habe. Auf die Kenntnis der Klägerin komme es für 
Entstehung und Fälligkeit ihrer Ansprüche nicht an. Die 
Verjährung sei daher in beiden Fällen spätestens Ende 1964 
eingetreten. § 852 BGB sei nicht anwendbar, weil dem Be­
klagten ein vorsätzliches Handeln zum Schaden der Klä­
gerin nicht nachgewiesen sei.
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II.

Die Revision hat Erfolg. Sie rügt mit Recht, daß 
das Berufungsgericht den Beklagten als Handelsvertreter 
angesehen und deshalb den § 88 HGB angewandt hat.

Das Berufungsgericht geht zwar davon aus, nach dem 
unstreitigen Sachverhalt sei der Beklagte von der Klä­
gerin ständig damit betraut gewesen, ihr Finanzierungs­
geschäfte zu vermitteln. Diese Annahme entbehrt aber 
der hinreichenden tatsächlichen Grundlage.

1. Zur Anwendung dar §§ 84 ff HGB genügt es nicht, 
daß jemand durch Vereinbarung mit einem anderen es über­
nimmt, für diesen nicht nur einmal, sondern immer wie­
der, wenn es ihm möglich ist, Geschäfte zu vermitteln. 
Wie der erkennende Senat schon mehrfach ausgesprochen 
hat (Urteile vom 2. Oktober 1961 - VII ZR 123/60 -,
25. Januar 1962 - VII ZR 246/60 -, 20. Februar 1964 - 
VII ZR 164/62 - und 2. Juli 1964 - VII ZR 175/62 -) ist 
Handelsvertreter nur, wer auf Grund der mit einem Unter­
nehmer getroffenen Vereinbarung auch verpflichtet ist, 
sich ständig um die Vermittlung oder den Abschluß von 
Geschäften für diesen zu bemühen. Ein Handelsvertreter­
verhältnis enthält also eine auf Dauer berechnete bei­
derseitige Bindung. Es genügt nicht, daß die Vertragspar 
teien nur tatsächlich in Geschäftsbeziehungen von länge­
rer Dauer stehen. Wer zwar des öfteren Geschäfte für 
einen anderen vermittelt, ohne aber zu Bemühungen hierum 
verpflichtet zu sein, ist nicht Handelsvertreter, son­
dern gegebenenfalls Mäkler.
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?. Im vorliegenden Fall ist von den Parteien nicht 
ausdrücklich vorgetragen worden, daß der Beklagte zu 
dauernden Bemühungen um die Vermittlung von Finanzierun­
gen für die Klägerin verpflichtet gewesen sei. Dies er­
gibt sich auch nicht aus den Umständen.

a) Gegen eine solche Annahme spricht, daß der Be­
klagte nach dem unstreitigen Tatbestand des angefochte­
nen Urteils Angestellter einer Versicherungsgesellschaft 
war und daneben Finanzierungen für verschiedene Kredit­
institute vermittelte. Sein Hauptberuf als Angestellter 
einer Versicherung mag zwar eine Handelsvertretertätig­
keit im Nebenberuf nicht ausgeschlossen haben. Wohl aber 
steht die Verpflichtung des Handelsvertreters, die In­
teressen des Unternehmers wahrzunehmen (§ 86 HGB), regel 
mäßig einer Tätigkeit für verschiedene miteinander kon­
kurrierende Finanzierungsunternehmen, wie sie hier der 
Beklagte ausgeübt hat, und damit der Annahme entgegen, 
daß er allen diesen Kreditinstituten, jedenfalls aber 
der Klägerin zur ständigen Vermittlung von Finanzierun­
gen verpflichtet gewesen sei. Er hätte einer solchen Ver 
pflichtung gegenüber einem der Kreditinstitute nicht 
nachkommen können, ohne zugleich seine Pflichten gegen­
über den anderen zu verletzen. Es ist allerdings nicht 
ausgeschlossen, daß ein Handelsvertreter für mehrere Kon 
kurrenzunternehmen mit deren Einverständnis tätig wird. 
Das hätte aber den Umständen nach besonderer dahingehen­
der Feststellungen bedurft.

b) Gegen die Annahme, daß der Beklagte Handelsver­
treter der Klägerin gewesen sei, spricht ferner, daß die 
Klägerin im Verlauf des Rechtsstreits mehrfach geäußert



-  « -

hat, der Beklagte sei für sie als Finanzierungsmäkler 
tätig geworden. Der Beklagte hat dem zunächst nicht wi­
dersprochen. In seiner Berufungsbegründung Seite 3 hat 
er dann zwar die Meinung vertreten, er sei Handelsver­
treter im Nebenberuf gewesen, aber nichts dafür vorge­
tragen, daß er zu Bemühungen um die Vermittlung von 
Geschäften für die Klägerin - wenn auch in beschränktem 
Umfang - verpflichtet gewesen sei. Dafür spricht auch 
nicht ohne weiteres und zwingend die Behauptung des Be­
klagten in seinem Schriftsatz vom 5- November 1965 
Seite 2, er habe hunderte von Kfz-Finanzierungen für 
die Klägerin vermittelt. Zudem hat das Berufungsgericht 
über den Umfang seiner {Tätigkeit für die Klägerin keine 
Feststellung getroffen.

3. Unter diesen Umständen reicht die bloße dem Ge­
setzeswortlaut entsprechende Feststellung des Berufungs­
gerichts, der Beklagte sei von der Klägerin ständig be­
traut gewesen, für sie Finanzierungen zu vermitteln, 
nicht zu der Annahme aus, daß der Beklagte Handelsver­
treter der Klägerin gewesen ist und die gegen ihn gerich­
teten Ansprüche daher gemäß § 88 HGB in vier Jahren ver­
jährt sind. Andererseits kann die Annahme eines Handels­
vertreterverhältnisses zwischen den Parteien vom Revi­
sionsgericht noch nicht endgültig ausgeschlossen werden. 
Der Sachverhalt bedarf vielmehr insoweit der weiteren 
Aufklärung durch den Tatrichter. Das Urteil ist daher, 
soweit es den Beklagten betrifft, aufzuheben
und die Sache insoweit an das Berufungsgericht zurückzu­
verweisen. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus den 
§§ 91, 100 ZPO.
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1. Sollte das Berufungsgericht nunmehr zu dem Er­
gebnis kommen, daß der Beklagte kein Handelsvertreter 
der Klägerin war, so wird er als Handelsmäkler (§§ 93 ff 
HGB), möglicherweise auch als Zivilmäkler im Sinne der 
§§ 652 ff BGB oder als Geschäftsbesorger im Sinne der 
§§ 675, 662 ff BGB (vgl. zu letzterem das Urteil des 
Senats vom 7. Oktober 1963 - VII ZR 93/62 -) anzusehen 
sein. Für den Umfang seiner Sorgfaltspflichten und den 
Maßstab seiner Haftung wird es ohne wesentliche Bedeu­
tung sein, ob das eine oder das andere anzunehmen sein 
sollte.

Dasselbe gilt hinsichtlich der in Betracht kommen­
den Verjährungsfrist. Eine entsprechende Anwendung des 
nur für Ansprüche aus Handelsvertreterverhältnissen gel­
tenden § 88 HGB auf Schadensersatzansprüche gegen einen 
Handels- oder Zivilraäkler oder einen Geschäftsbesorger 
kommt nicht in Betracht. Der Gesetzgeber hat bei zahl­
reichen im täglichen Leben besonders häufig vorkommenden 
Rechtsverhältnissen kürzere Verjährungsfristen vorgese­
hen, insbesondere in den §§ 196, 197 BGB und in § 88 HGB. 
Eine entsprechende Anwendung dieser Vorschriften auf 
andere Berufsgruppen oder Vertragstypen ist nicht an­
gängig. Die Verjährungsvorschriften würden sonst unüber­
sichtlich und ihre Anwendung unsicher, ein Ergebnis, das 
sehr unerwünscht wäre. Die Ausdehnung von Verjährungs­
fristen auf im Gesetz nicht genannte Tatbestände muß da­
her dem Gesetzgeber Vorbehalten sein (vgl. dazu das 
Urteil des Senats vom 25. April 1966 BGHZ 45, 223, 230). 
Für die Rechtsprechung muß es dabei bleiben, daß An-
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sprüche, die nicht eindeutig einer kürzeren Verjährung 
unterworfen sind, nach § 195 BGB erst in 30 Jahren ver­
jähren.

Danach gilt für die Ansprüche der Klägerin die 
^0-jährige Verjährungsfrist, sofern zwischen den Par­
teien kein Handelsvertreterverhältnis bestanden haben 
sollte. Das Berufungsgericht wird in diesem Fall die 
Klageansprüche nach Grund und Höhe abschließend zu prü­
fen haben.

2. Für den Fall, daß das Berufungsgericht den Be­
klagten wiederum als Handelsvertreter der Klägerin an- 
sehen sollte, ist ihm darin zu folgen, daß der Verjährung 
nach § 88 HGB auch Schadensersatzansprüche der hier in 
Betracht kommenden Art gegen einen Handelsvertreter un­
terliegen (so auch Brüggeraann in Großkoram. HGB § 88 
Anm. 2). Beizutreten ist unter den hier gegebenen Umstän­
den auch seiner Auffassung, daß die Verjährung der An­
sprüche der Klägerin bereits mit der Bewilligung der 
Darlehen durch sie begonnen hat (vgl. BGH LM Nr. 3 zu 
§ 198 BGB und BGHZ 50, 21). Das Berufungsgericht wird



aber i.m Falle der Annahme einen Hand e 1 avert re terver- 
hältnisses Gelegenheit haben nochmals zu prüfen, ob d 
Klageansprüche verjährt sind.

Glanzmann Rietschel Erbel

Vogt Finke
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